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391. Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der
Republik Österreich über die vorläufige Anwendung des Abkommens über bestimmte
Vereinbarungen für den Sektor Landwirtschaft
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390.

Der Nationalrat hat beschlossen:
1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages : Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen

der EWG und der Republik Österreich über bestimmte die Landwirtschaft betreffende
Vereinbarungen samt Beilagen wird genehmigt und

2. im Sinne des Artikels 49 Abs. 2 B-VG ist die Veröffentlichung dieses Staatsvertrages in dänischer,
englischer, französischer, griechischer, italienischer, niederländischer, portugiesischer und spanischer
Sprache im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften als zweckentsprechende Kundmachung im
Sinne dieser Verfassungsbestimmung anzusehen und werden alle genannten Sprachfassungen im
Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten und im Bundesministerium für wirtschaftliche
Angelegenheiten aufgelegt.

ABKOMMEN
In Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der

Republik Österreich über bestimmte die Landwirtschaft betreffende Vereinbarungen

SCHREIBEN NR. 1

Porto, den 2. 5. 1992

Sehr geehrter Herr!

Ich beehre mich, auf die Erörterungen über
Handelsvereinbarungen für bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse im Rahmen der Verhand-
lungen über das EWR-Abkommen zwischen der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Öster-
reich und auf Protokoll 42 im Anhang zum
vorgenannten Abkommen Bezug zu nehmen.

Ich bestätige Ihnen hiermit, daß diese Verhand-
lungen zu folgenden Ergebnissen geführt haben:

I. einer Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft
und Österreich über den gegenseitigen Handel
mit Käse. Der Wortlaut der Vereinbarung findet
sich in Anhang I dieses Schreibens;

II. einer Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft
und Österreich über gegenseitige Zollkontin-
gente für Frucht- und Gemüsesäfte. Der
Wortlaut der Vereinbarung findet sich in
Anhang II dieses Schreibens;

III. einer Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft
und Österreich über gegenseitige Zollkontin-
gente für bestimmte Weine. Der Wortlaut der
Vereinbarung findet sich in Anhang III dieses
Schreibens;
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IV. einer Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft
und Österreich über gegenseitige Zollkonti-
gente im Schweinefleischsektor. Der Wortlaut
der Vereinbarung findet sich in Anhang IV
dieses Schreibens;

V. Zollzugeständnissen Österreichs an die Ge-
meinschaft. Die Zugeständnisse sind in An-
hang V dieses Schreibens aufgeführt;

VI. Ursprungsregeln für die Durchführung der
vorgenannten Vereinbarungen und Zugeständ-
nisse. Die Regeln sind in Anhang VI dieses
Schreibens aufgeführt.

Dieser Briefwechsel bedarf der Zustimmung
durch die Vertragsparteien gemäß ihren eigenen
Verfahren.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die
Zustimmung der Regierung der Republik Öster-
reich zum Inhalt dieses Schreibens bestätigen
würden.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr, den
Ausdruck unserer ausgezeichnetsten Hochachtung.

Im Namen des Rates
der Europäischen Gemeinschaften:

Franz Andriessen m. p.,
Deus Pinheiro m. p.

SCHREIBEN NR. 2

Porto, den 2. 5. 1992

Sehr geehrte Herren!

Ich beehre mich, den Eingang Ihres heutigen
Schreibens zu bestätigen, das wie folgt lautet:

„Ich beehre mich, auf die Erörterungen über
Handelsvereinbarungen für bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse im Rahmen der Verhand-
lungen über das EWR-Abkommen zwischen der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Öster-
reich und auf Protokoll 42 im Anhang zum
vorgenannten Abkommen Bezug zu nehmen.

Ich bestätige Ihnen hiermit, daß diese Verhand-
lungen zu folgenden Ergebnissen geführt haben:

I. einer Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft
und Österreich über den gegenseitigen Handel
mit Käse. Der Wortlaut der Vereinbarung findet
sich in Anhang I dieses Schreibens;

II. einer Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft
und Österreich über gegenseitige Zollkontin-
gente für Frucht- und Gemüsesäfte. Der
Wortlaut der Vereinbarung findet sich in
Anhang II dieses Schreibens;

III. einer Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft
und Österreich über gegenseitige Zollkontin-
gente für bestimmte Weine. Der Wortlaut der
Vereinbarung findet sich in Anhang III dieses
Schreibens;

IV. einer Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft
und Österreich über gegenseitige Zollkontin-
gente im Schweinefleischsektor. Der Wortlaut
der Vereinbarung findet sich in Anhang IV
dieses Schreibens;

V. Zollzugeständnissen Österreichs an die Ge-
meinschaft. Die Zugeständnisse sind in An-
hang V dieses Schreibens aufgeführt;

VI. Ursprungsregeln für die Durchführung der
vorgenannten Vereinbarungen und Zugeständ-
nisse. Die Regeln sind in Anhang VI dieses
Schreibens aufgeführt.

Dieser Briefwechsel bedarf der Zustimmung
durch die Vertragsparteien gemäß ihren eigenen
Verfahren.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die
Zustimmung der Regierung der Republik Öster-
reich zum Inhalt dieses Schreibens bestätigen
würden."

Ich beehre mich, Ihnen die Zustimmung meiner
Regierung zum Inhalt dieses Schreibens zu
bestätigen.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Herren, den
Ausdruck unserer ausgezeichnetsten Hochachtung.

Für die Regierung
der Republik Österreich:

Alois Mock m. p.,
Wolfgang Schüssel m. p.

Anhang I

VEREINBARUNG
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Österreich über den gegenseitigen

Handel mit Käse

Zur Förderung einer harmonischen Entwicklung des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen
haben die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die Republik Österreich unter Berücksichtigung der
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Erörterungen im Rahmen der Verhandlungen über das EWR-Abkommen beschlossen, folgende neue
Vereinbarung über den gegenseitigen Handel mit Käse zu treffen:

1. Österreich und die Gemeinschaft eröffnen die nachstehenden jährlichen Zollkontingente zum
Null-Zollsatz:

A. Bei der Einfuhr nach Österreich

Käse des HS-Codes ex 0406 mit Ursprung in der Gemeinschaft, der von einer anerkannten
Bescheinigung begleitet ist:

Jahresmenge
(Tonnen)

0406 30 - Schmelzkäse, weder gerieben noch pulverförmig 2.000
ex 0406 - Käse, ausgenommen Schmelzkäse 10.600

B. Bei der Einfuhr in die Gemeinschaft

Käse des HS-Codes ex 0406 mit Ursprung in Österreich, der von einer anerkannten Bescheinigung
begleitet ist:

Jahresmenge
(Tonnen)

0406 30 - Schmelzkäse, weder gerieben noch pulverförmig 3.750
ex 0406 - Käse, ausgenommen Schmelzkäse 13.950

2. Österreich verpflichtet sich, die erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, um sicherzustellen,
daß
— anerkannte Bescheinigungen nur für die

Mengen erteilt werden, deren Ausfuhr in
die Gemeinschaft es gemäß Abschnitt B
vereinbart hat;

— die Bewilligungen für die Einfuhr nach
Österreich regelmäßig so erteilt werden,
daß die Einfuhr der vereinbarten Mengen
aus der Gemeinschaft nach Österreich
tatsächlich erfolgen kann.
Die diesbezüglichen Bestimmungen, insbe-
sondere die Einzelheiten der Erteilung der
Bewilligungen, und jede gegebenenfalls
vorgenommene Änderung werden der
Kommission der Europäischen Gemein-
schaften sowie den Ausführern und/oder
Einführern mitgeteilt.

Die Gemeinschaft und Österrreich tragen
dafür Sorge, daß die gegenseitig eingeräumten
Vorteile nicht durch andere Einfuhrmaßnah-
men gefährdet werden.

3. Österreich und die Gemeinschaft verpflichten
sich jeweils, darauf zu achten, daß die von
ihren Ausführern angewendeten Preise keine
Schwierigkeiten auf dem Markt des Einfuhr-
landes hervorrufen.
Sie kommen in diesem Zusammenhang über-
ein, regelmäßig Preisnotierungen sowie alle
sonstigen zweckdienlichen Informationen
über den Markt für inländische und einge-
führte Käsesorten auszutauschen.
Ergeben sich in Verbindung mit den angewen-
deten Preisen Schwierigkeiten, so finden auf

Antrag einer der Vertragsparteien so bald wie
möglich Konsultationen mit dem Ziel statt,
entsprechende Abhilfemaßnahmen zu treffen.

4. Die beiden Vertragsparteien können sich
jederzeit über das Funktionieren dieser Ver-
einbarung konsultieren und diese erforderli-
chenfalls im gemeinsamen Einvernehmen vor
allem unter Berücksichtigung der Entwicklung
der Marktpreise, Erzeugung, Vermarktung
und des Verbrauchs von einheimischem oder
eingeführtem Käse ändern.
Insbesondere wenn ein bedeutender Anstieg
der Einfuhren von Käse in die Gemeinschaft
und/oder nach Österreich festgestellt wird,
konsultieren sich die beiden Vertragsparteien
auf Antrag einer der Vertragsparteien, um die
Möglichkeiten einer Änderung der in dieser
Vereinbarung festgesetzten Mengen zu prü-
fen.

5. Diese Vereinbarung gilt für die Gebiete, für
die der Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe dieses Vertrages
einerseits und für das Gebiet der Republik
Österreich andererseits.

6. Diese Vereinbarung tritt zum selben Zeitpunkt
in Kraft wie das EWR-Abkommen *).
Sollte dieser Zeitpunkt nicht mit dem Beginn
des Kalenderjahres zusammenfallen, so gelten

*) Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.
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die in Nummer 1 enthaltenen Bestimmungen im
ersten Jahr zeitanteilig.
7. Das am 31. Juli 1987 unterzeichnete Abkommen
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der Republik Österreich betreffend den
gegenseitigen Handel mit Käse *) tritt mit Inkraft-
treten dieser Vereinbarung außer Kraft.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 563/1987

schen Wirtschaftsgemeinschaft angewendet
wird und nach Maßgabe dieses Vertrages
einerseits und für das Gebiet der Republik
Österreich andererseits.

8. Diese Vereinbarung tritt zum selben Zeitpunkt
in Kraft wie das EWR-Abkommen.
Sollte dieser Zeitpunkt jedoch nicht mit dem
Beginn des Kalenderjahres zusammenfallen,
so gelten die in Nummern 1 und 3 enthaltenen
Bestimmungen im ersten Jahr zeitanteilig.

Anhang II

VEREINBARUNG
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

und der Republik Österreich über gegenseitige
Zollkontingente für Frucht- und Gemüsesäfte

Zur Förderung einer harmonischen Entwicklung
des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen
haben die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
und die Republik Österreich unter Berücksichtigung
der Erörterungen im Rahmen der Verhandlungen
über das EWR-Abkommen beschlossen, folgende
Vereinbarung über den gegenseitigen Handel mit
Frucht- und Gemüsesäften zu treffen:

1. Österreich eröffnet ein jährliches Zollkontin-
gent zum Null-Zollsatz von 10.000 t für
Frucht- und Gemüsesäfte des HS-Codes 2009
mit Ursprung in der Gemeinschaft.

2. Solange Österreich mengenmäßige Beschrän-
kungen bei der Einfuhr von Frucht- und
Gemüsesäften anwendet, muß die Menge, die
der Gemeinschaft in dem jährlich von
Österreich eröffneten Kontingent vorbehalten
ist, mindestens dem unter Nummer 1 genann-
ten Kontingent von 10.000 t entsprechen.

3. Die Gemeinschaft eröffnet ein jährliches
Zollkontingent zum Null-Zollsatz von
10.000 t für Frucht- und Gemüsesäfte des
HS-Codes 2009 mit Ursprung in Österreich,
davon höchstens 500 t anderer Saft als Apfel-
und Birnensaft.

4. Die Vertragsparteien behalten sich vor,
gegebenenfalls einen Preisausgleich für zuge-
setzten Zucker anzuwenden.

5. Die Vertragsparteien tragen dafür Sorge, daß
die gegenseitig eingeräumten Vorteile nicht
durch andere Maßnahmen geschmälert wer-
den.

6. Über alle auftauchenden Probleme im Zusam-
menhang mit der Anwendung dieser Verein-
barung sind auf Antrag einer der Vertragspar-
teien Konsultationen zu führen, um bei
entsprechendem Einvernehmen die Vereinba-
rung zu ändern.

7. Diese Vereinbarung gilt für die Gebiete, für
die der Vertrag zur Gründung der Europäi-

Anhang III

VEREINBARUNG

zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und der Republik Österreich über gegenseitige

Zollkontingente für bestimmte Weine

Zur Förderung einer harmonischen Entwicklung
des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen
haben die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
und die Republik Österreich unter Berücksichtigung
der Erörterungen im Rahmen der Verhandlungen
über das EWR-Abkommen beschlossen, folgende
Vereinbarung über den gegenseitigen Handel mit
bestimmten Weinen zu treffen:

1. Österreich eröffnet ein jährliches Zollkon-
tingent zum Null-Zollsatz von 150 000 hl für
in der Verordnung (EWG) Nr. 823/87
genannte Qualitätsweine bestimmter Anbau-
gebiete — ausgenommen Schaumwein — mit
Ursprung in der Gemeinschaft und in
Behältnissen mit einem Inhalt von 2 Litern
oder weniger sowie für Retsina in gleich
großen Behältnissen; bei Wein und Retsina
handelt es sich jeweils um Erzeugnisse der
Unterposition ex 2204 21 A des österreichi-
schen Zolltarifs.

2. Solange Österreich mengenmäßige Be-
schränkungen bei der Einfuhr von Wein
anwendet, muß die Menge, die der Gemein-
schaft in dem jährlich von Österreich
eröffneten Kontingent für Qualitätsweine
vorbehalten ist, mindestens dem unter Num-
mer 1 genannten Kontingent von 150 000 hl
entsprechen.

3. Österreich eröffnet ferner ein jährliches
Zollkontingent zum Null-Zollsatz von
4 000 hl für in der Verordnung (EWG)
Nr. 823/87 genannte Qualitätsschaumweine
bestimmter Anbaugebiete mit Ursprung in
der Gemeinschaft und in Behältnissen mit
einem Inhalt von 2 Litern oder weniger.
Dieses Kontingent bezieht sich auf Weine der
Unterposition ex 2204 10 des österreichi-
schen Zolltarifs.
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4. Die Gemeinschaft eröffnet ein jährliches
Zollkontingent zum Null-Zollsatz von
150 000 hl für im Weingesetz der Republik
Österreich von 1985 genannte und unter den
HS-Code ex 2004 21 fallende Qualitätsweine
mit Ursprung in Österreich in Behältnissen
mit einem Inhalt von 2 Litern oder weniger.
Bei der Einfuhr von Wein mit Ursprung in
Österreich nach Portugal werden jedoch
Zölle in gleicher Höhe erhoben, wie sie
Portugal gegenüber der Gemeinschaft in
ihrer Zusammensetzung vom 31. Dezember
1985 anwendet.

5. Ferner eröffnet die Gemeinschaft ein jährli-
ches Zollkontingent zum Null-Zollsatz von
4 000 hl für im Weingesetz der Republik
Österreich von 1985 genannte und unter den
HS-Code ex 2004 10 fallende Qualitäts-
schaumweine mit Ursprung in Österreich in
Behältnissen mit einem Inhalt von 2 Litern
oder weniger.
Bei der Einfuhr von Qualitätsschaumwein
mit Ursprung in Österreich nach Portugal
werden jedoch Zölle in gleicher Höhe
erhoben, wie sie Portugal gegenüber der
Gemeinschaft in ihrer Zusammensetzung
vom 31. Dezember 1985 anwendet.

6. Die Lieferung von Wein, für den die
Zugeständnisse dieser Vereinbarung gelten,
wird von der Vorlage einer Einfuhrbewilli-
gung abhängig gemacht, die ab dem
Zeitpunkt ihrer Erteilung bis zum Ende des
vierten darauffolgenden Monats, aber nicht
über das Ende des Kontingentjahres hinaus
gültig ist. Die Erteilung der Einfuhrbewilli-
gungen wird so gehandhabt, daß die
vereinbarten Mengen auch eingeführt wer-
den können. Zu diesem Zweck übermitteln
die beiden Vertragsparteien einander regel-
mäßig Angaben über die Anzahl der erteilten
und verwendeten Einfuhrbewilligungen. Fer-
ner wird vereinbart, daß die Erteilung einer
Einfuhrbewilligung nicht an die Verpflich-
tung zum Kauf einer bestimmten Menge
inländischer Weine geknüpft werden darf.

Bei den Weinlieferungen muß außerdem eine
Bescheinigung mitgeführt werden, die von
einer beiderseitig anerkannten amtlichen
Stelle erteilt wurde und aus der hervorgeht,
daß die betreffenden Weine den Nummern 1
bis 5 entsprechen. Die beiden Parteien
einigen sich darauf, welche Stellen in ein
einschlägiges Verzeichnis aufgenommen
werden.
Die Erteilung der Bescheinigungen nach
Unterabsatz 2 der vorliegenden Nummer
und ihre Überprüfung im Rahmen der
Zusammenarbeit der Verwaltungen obliegen
den jeweiligen zuständigen Behörden.

7. Die Vertragsparteien tragen dafür Sorge, daß
die gegenseitig eingeräumten Vorteile nicht
durch andere Maßnahmen gefährdet werden.

8. Über alle auftauchenden Probleme im
Zusammenhang mit der Anwendung dieser
Vereinbarung können auf Antrag einer der
Vertragsparteien Konsultationen stattfinden.
Bei entsprechendem Einvernehmen kann die
Vereinbarung geändert werden.

9. Diese Vereinbarung gilt für die Gebiete, für
die der Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft angewendet
wird, und nach Maßgabe dieses Vertrages
einerseits und für das Gebiet der Republik
Österreich andererseits.

10. Diese Vereinbarung tritt zum selben Zeit-
punkt in Kraft wie das EWR-Abkommen.
Sollte dieser Zeitpunkt jedoch nicht mit dem
Beginn des Kalenderjahrs zusammenfallen,
so gelten die in Nummern 1 bis 5 enthaltenen
Bestimmungen im ersten Jahr zeitanteilig.

11. Diese Vereinbarung tritt an die Stelle des am
23. Dezember 1988 unterzeichneten Abkom-
mens in Form eines Notenwechsels zwischen
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und der Republik Österreich über die
gegenseitige Einräumung von Zollkontin-
genten für bestimmte Qualitätsweine *).

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 758/1988
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Anhang IV

VEREINBARUNG

zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Österrreich über den gegenseitigen
Handel im Schweinefleischsektor

Zur Förderung einer harmonischen Entwicklung des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen
haben die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die Republik Österreich unter Berücksichtigung der
Erörterungen im Rahmen der Verhandlungen über das EWR-Abkommen beschlossen, folgende
Vereinbarung für bestimmte Erzeugnisse des Schweinefleischsektors zu treffen :

1. Mit Inkrafttreten des EWR-Abkommens eröffnen die Gemeinschaft und Österreich auf
gegenseitiger Basis jährliche Zollkontingente für folgende Erzeugnisse mit Ursprung in der anderen
Vertragspartei :

2. Bei den Einfuhren in die Gemeinschaft erfolgt die Verwaltung der jeweiligen Kontingente durch die
Kommission der Europäischen Gemeinschaften auf vierteljährlicher Basis im Rahmen einer
Einfuhrlizenzregelung.

3. Sollte das tatsächliche Inkrafttreten der Vereinbarung nicht mit dem Beginn des Kalenderjahres
zusammenfallen, so werden die unter Nummer 1 genannten Mengen im ersten Jahr zeitanteilig
angewendet.

Anhang V

ZOLLZUGESTÄNDNISSE DER REPUBLIK ÖSTERREICH
AN DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

Mit Inkrafttreten des EWR-Abkommens erhebt die Republik Österreich keine Einfuhrzölle mehr auf
die nachstehend genannten Erzeugnisse mit Ursprung in der Europäischen Gemeinschaft:
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Anhang VI

URSPRUNGSREGELN

1. (1) Zur Anwendung des Abkommens gilt ein Erzeugnis als Ursprungserzeugnis der Gemeinschaft
oder Österreichs, wenn es vollständig dort gewonnen oder hergestellt worden ist.
(2) Folgende Erzeugnisse gelten als vollständig in der Gemeinschaft oder Österreich gewonnen oder
hergestellt:
a) dort geerntete pflanzliche Erzeugnisse;
b) dort geborene und aufgezogene lebende Tiere;
c) Erzeugnisse von dort gehaltenen lebenden Tieren;
d) Waren, die dort ausschließlich aus unter den Buchstaben a bis c genannten Erzeugnissen

hergestellt worden sind.
(3) Verpackungsmaterialien und Behältnisse, die ein Erzeugnis enthalten, werden bei der
Feststellung, ob dieses Erzeugnis Ursprungseigenschaft besitzt, nicht berücksichtigt; es muß nicht
nachgewiesen werden, daß es sich bei diesen Verpackungsmaterialien und Behältnissen um
Ursprungserzeugnisse handelt.

2. Unbeschadet des Absatzes 1 gelten die in den Spalten 1 und 2 der Liste in der Anlage aufgeführten
Erzeugnisse, die in der Gemeinschaft oder Österreich gewonnen worden sind und Vormaterialien
enthalten, die dort nicht vollständig hergestellt worden sind, auch als Ursprungserzeugnisse, sofern
die Voraussetzungen von Spalte 3 für die Be- oder Verarbeitung dieser Vormaterialien erfüllt
worden sind.

3. (1) Die im Rahmen des Abkommens vorgesehene Präferenzbehandlung gilt nur für Erzeugnisse, die
unmittelbar aus der Gemeinschaft nach Österreich oder aus Österreich in die Gemeinschaft
befördert werden, ohne die Gebiete anderer Länder zu berühren. Jedoch kann die Beförderung von
Erzeugnissen, die eine einzige Sendung bilden, unter Durchfuhr durch andere Gebiete als die der
Gemeinschaft oder Österreichs gegebenenfalls auch mit einer Umladung oder vorübergehenden
Einlagerung in diesen Gebieten erfolgen, sofern die Erzeugnisse unter der zollamtlichen
Überwachung der Behörden des Durchfuhr- oder Einlagerungslandes verbleiben und dort nur ent-
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und verladen worden sind oder eine auf die Erhaltung ihres Zustands gerichtete Behandlung
erfahren haben.
(2) Der Nachweis, daß die in Unterabsatz (1) genannten Voraussetzungen erfüllt sind, ist den
Zollbehörden des Einfuhrlandes gemäß Artikel 13 Absatz 2 des Protokolls 4 zum EWR-Abkommen
zu erbringen.

4. (1) Ursprungserzeugnisse im Sinne dieses Anhangs werden bei der Einfuhr in die Gemeinschaft oder
nach Österreich nach Maßgabe des Abkommens behandelt, sofern eine Warenverkehrsbescheini-
gung EUR.1 oder eine Erklärung auf der Rechnung gemäß Protokoll 4 Titel V des
EWR-Abkommens vorgelegt wird.
(2) In den Papieren gemäß Unterabsatz (1) wird durch Verwendung der Worte „Gemeinschaft"
oder „Österreich" in einer der Abkommenssprachen, gefolgt durch die Buchstaben „AGRI" in
Klammern, deutlich auf den Ursprung der Erzeugnisse hingewiesen. Bei der Erklärung auf der
Rechnung ersetzt vorstehende Angabe den Hinweis auf den „Präferenzursprung des EWR" im
Wortlaut der Erklärung in Anlage IV des Protokolls 4 zum EWR-Abkommen.
(3) Unbeschadet der Unterabsätze (1) und (2) sind die in Anhang I für Käse und Anhang III für
Wein genannten Bescheinigungen als gültiger Ursprungsnachweis im Sinne dieses Abkommens
zulässig, so daß keine Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 oder Erklärung auf der Rechnung
vorgelegt werden muß.

5. Die Bestimmungen des Titels IV (Zollrückvergütung oder Zollbefreiung), V (Nachweis der
Ursprungseigenschaft) und VI (Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen) des Protokolls 4
zum EWR-Abkommen gelten sinngemäß. Das Verbot der Zollrückvergütung oder Zollbefreiung
gemäß den Bestimmungen des Titels IV gilt nur für die Art Vormaterialien, für die das
EWR-Abkommen gilt.

245
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Anlage

Liste von Waren, auf die in Absatz 2 Bezug genommen wird, und für die andere Voraussetzungen als die
Ursprungseigenschaft der vollständigen Erzeugung gelten

Vranitzky
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391.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

2. Gemäß Artikel 49 Absatz 2 B-VG ist die Kundmachung des Briefwechsels in dänischer, englischer,
französischer, griechischer, italienischer, niederländischer, portugiesischer und spanischer Sprache im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften als zweckentsprechende Kundmachung im Sinne dieser
Verfassungsbestimmung anzusehen und sind alle genannten Sprachfassungen im Bundesministerium für
auswärtige Angelegenheiten und im Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten zur
öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen.

Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und
der Republik Österreich über die vorläufige Anwendung des Abkommens über bestimmte

Vereinbarungen für den Sektor Landwirtschaft

Schreiben Nr. 1

Brüssel, den 17. März 1993

Sehr geehrter Herr!

Ich beehre mich, auf die Erörterungen betreffend
die vorläufige Anwendung des am 2. Mai 1992 in
Porto unterzeichneten Abkommens über bestimmte
Vereinbarungen für den Sektor Landwirtschaft
zwischen der EWG und Österreich Bezug zu
nehmen, die im Rahmen der Erörterungen über ein
Anpassungsprotokoll zum Abkommen über den
Europäischen Wirtschaftsraum stattgefunden ha-
ben.

Ich bestätige Ihnen hiermit, daß diese Erörterun-
gen zu der Vereinbarung zwischen der EWG und
Österreich geführt haben, deren Wortlaut nachste-
hend wiedergegeben wird:

„Vereinbarung zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft

und der Republik Österreich
für den Sektor Landwirtschaft

1. Unter Berücksichtigung der Entschlossenheit
der Vertragsparteien des EWR-Abkommens, dieses
Abkommen am 1. Juli 1993 in Kraft treten zu lassen,
und unter Bezug auf Artikel 15 des Freihandelsab-
kommens zwischen der EWG und der Republik
Österreich *) kommen die EWG und die Republik
Österreich überein, daß das am 2. Mai 1992 in Porto
unterzeichnete Abkommen in Form eines Brief-
wechsels zwischen der EWG und der Republik
Österreich über bestimmte Vereinbarungen für den
Sektor Landwirtschaft ab dem 15. April 1993
vorläufig angewendet wird. Ist das EWR-Abkom-
men **) am 1. Januar 1994 noch nicht in Kraft
getreten, so endet diese Vereinbarung zu jenem
Zeitpunkt, es sei denn die Vertragsparteien
beschließen etwas anderes.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 466/1972
**) Die Kundmachung des Abkommens und seines

Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

2. Für den Zweck der genannten vorläufigen
Anwendung werden bis zum Inkrafttreten des
EWR-Abkommens die Bestimmungen von Absatz 3
Unterabsatz 2, Absatz 4 und Absatz 5 des An-
hangs VI über Ursprungsregeln des am 2. Mai 1992
in Porto unterzeichneten Abkommens durch
folgende Bestimmungen ersetzt:

„3. (2) Der Nachweis, daß die in Unterabsatz (1)
genannten Voraussetzungen erfüllt sind, ist den
Zollbehörden des Einfuhrlandes gemäß Artikel 12
Absatz 6 des Protokolls Nr. 3 zum Freihandelsab-
kommen zwischen der EWG und der Republik
Österreich über die Bestimmung des Begriffs
„Erzeugnisse mit Ursprung in" und „Ursprungser-
zeugnisse" und über die Methoden der Zusammen-
arbeit der Verwaltungen zu erbringen.

4. (1) Ursprungserzeugnisse im Sinne dieses
Anhangs werden bei der Einfuhr in die Gemein-
schaft oder nach Österreich nach Maßgabe des
Abkommens behandelt, sofern ein nach den
Bestimmungen des Titels II des Protokolls Nr. 3
zum Freihandelsabkommen ausgestellter oder er-
teilter Nachweis der Ursprungseigenschaft vorge-
legt wird.

(2) Unbeschadet des Unterabsatzes (1) sind die in
Anhang I des Abkommens in Form eines Briefwech-
sels für Käse und die in Anhang III für Wein
genannten Bescheinigungen als gültiger Ursprungs-
nachweis im Sinne dieses Abkommens zulässig, so
daß kein gesonderter Nachweis der Ursprungsei-
genschaft nach Unterabsatz 1 vorgelegt werden
muß.

5. Die Bestimmungen des Protokolls Nr. 3 des
Freihandelsabkommens über Zollrückvergütung,
Nachweis der Ursprungseigenschaft und Methoden
der Zusammenarbeit der Verwaltungen finden
Anwendung. Hinsichtlich der Bestimmung über
Zollrückvergütung besteht Einvernehmen, daß das
Verbot der Zollrückvergütung nur für Vormateria-
lien der Art gilt, die unter das Freihandelsabkom-
men fallen." ."
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Dieser Briefwechsel wird von den Vertragspar-
teien nach ihren innerstaatlichen Verfahren geneh-
migt.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir das
Einverständnis der Regierung der Republik Öster-
reich mit dem Inhalt dieses Schreibens bestätigen
würden.

Genehmigen Sie den Ausdruck meiner ausge-
zeichnetsten Hochachtung.

Im Namen
des Rates der Europäischen Gemeinschaften:

Gunnar Riberholdt m. p.
Horst Krenzler m. p.

Schreiben Nr. 2

Brüssel, den 17. März 1993

Sehr geehrte Herren!

Ich beehre mich, Ihnen den Erhalt Ihres heutigen
Schreibens mit folgendem Wortlaut zu bestätigen:

„Ich beehre mich, auf die Erörterungen betref-
fend die vorläufige Anwendung des am 2. Mai 1992
in Porto unterzeichneten Abkommens über be-
stimmte Vereinbarungen für den Sektor Landwirt-
schaft zwischen der EWG und Österreich Bezug zu
nehmen, die im Rahmen der Erörterungen über ein
Anpassungsprotokoll zum Abkommen über den
Europäischen Wirtschaftsraum stattgefunden ha-
ben.

Ich bestätige Ihnen hiermit, daß diese Erörterun-
gen zu der Vereinbarung zwischen der EWG und
Österreich geführt haben, deren Wortlaut nachste-
hend wiedergegeben wird:

„Vereinbarung zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft

und der Republik Österreich
für den Sektor Landwirtschaft

1. Unter Berücksichtigung der Entschlossenheit
der Vertragsparteien des EWR-Abkommens, dieses
Abkommen am 1. Juli 1993 in Kraft treten zu lassen,
und unter Bezug auf Artikel 15 des Freihandelsab-
kommens zwischen der EWG und der Republik
Österreich kommen die EWG und die Republik
Österreich überein, daß das am 2. Mai 1992 in Porto
unterzeichnete Abkommen in Form eines Brief-
wechsels zwischen der EWG und der Republik
Österreich über bestimmte Vereinbarungen für den
Sektor Landwirtschaft ab dem 15. April 1993
vorläufig angewendet wird. Ist das EWR-Abkom-
men am 1. Januar 1994 noch nicht in Kraft getreten,
so endet diese Vereinbarung zu jenem Zeitpunkt, es
sei denn die Vertragsparteien beschließen etwas
anderes.

2. Für den Zweck der genannten vorläufigen
Anwendung werden bis zum Inkrafttreten des
EWR-Abkommens die Bestimmungen von Absatz 3
Unterabsatz 2, Absatz 4 und Absatz 5 des An-
hangs VI über Ursprungsregeln des am 2. Mai 1992
in Porto unterzeichneten Abkommens durch
folgende Bestimmungen ersetzt:

„3. (2) Der Nachweis, daß die in Unterabsatz (1)
genannten Voraussetzungen erfüllt sind, ist den
Zollbehörden des Einfuhrlandes gemäß Artikel 12
Absatz 6 des Protokolls Nr. 3 zum Freihandelsab-
kommen zwischen der EWG und der Republik
Österreich über die Bestimmung des Begriffs
„Erzeugnisse mit Ursprung in" und „Ursprungser-
zeugnisse" und über die Methoden der Zusammen-
arbeit der Verwaltungen zu erbringen.

4. (1) Ursprungserzeugnisse im Sinne dieses
Anhangs werden bei der Einfuhr in die Gemein-
schaft oder nach Österreich nach Maßgabe des
Abkommens behandelt, sofern ein nach den
Bestimmungen des Titels II des Protokolls Nr. 3
zum Freihandelsabkommen ausgestellter oder er-
teilter Nachweis der Ursprungseigenschaft vorge-
legt wird.

(2) Unbeschadet des Unterabsatzes (1) sind die in
Anhang I des Abkommens in Form eines Briefwech-
sels für Käse und die in Anhang III für Wein
genannten Bescheinigungen als gültiger Ursprungs-
nachweis im Sinne dieses Abkommens zulässig, so
daß kein gesonderter Nachweis der Ursprungsei-
genschaft nach Unterabsatz 1 vorgelegt werden
muß.

5. Die Bestimmungen des Protokolls Nr. 3 des
Freihandelsabkommens über Zollrückvergütung,
Nachweis der Ursprungseigenschaft und Methoden
der Zusammenarbeit der Verwaltungen finden
Anwendung. Hinsichtlich der Bestimmung über
Zollrückvergütung besteht Einvernehmen, daß das
Verbot der Zollrückvergütung nur für Vormateria-
lien der Art gilt, die unter das Freihandelsabkom-
men fallen." ."

Dieser Briefwechsel wird von den Vertragspar-
teien nach ihren innerstaatlichen Verfahren geneh-
migt.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir das
Einverständnis der Regierung der Republik Öster-
reich mit dem Inhalt dieses Schreibens bestätigen
würden."

Ich beehre mich, Ihnen das Einverständnis meiner
Regierung mit dem Inhalt dieses Schreibens zu
bestätigen.

Genehmigen Sie den Ausdruck meiner ausge-
zeichnetsten Hochachtung.

Für die Regierung
der Republik Osterreich:
Gregor Woschnagg m. p.
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde beim Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften hinterlegt.

Vranitzky

392. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen über ein vom Integrations-Durchfüh-
rungsgesetz erfaßtes Abkommen (26. IDG-

Verordnung — 26. IDG-V)

Auf Grund des § 1 Abs. 3 des Integrations-
Durchführungsgesetzes 1988, BGBl. Nr. 623/1987,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 319/1992, wird verordnet:

§ 1. Das Abkommen in Form eines Briefwechsels
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der Republik Österreich über bestimmte
die Landwirtschaft betreffende Vereinbarungen
vom 2. Mai 1992, BGBl. Nr. 390/1993, in Verbin-
dung mit dem Abkommen in Form eines Briefwech-
sels zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und Österreich auf dem Gebiet der
Landwirtschaft vom 17. März 1993, BGBl.
Nr. 391/1993, stellt eine völkerrechtliche Vereinba-
rung dar, die auf dem in § 1 Z 2 der 16. IDG-Ver-
ordnung, BGBl. Nr. 731/1992, zitierten Integra-
tionsabkommen beruht.

§ 2. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem
unter § 1 genannten Abkommen vom 2. Mai 1992 in
Verbindung mit dem Abkommen vom 17. März
1993 in Kraft.

Lacina

393. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über die Ver-
waltung von Kontingenten und Ausstellung von
Kontingentscheinen für Frucht- und Gemüse-
säfte zur Erlangung von Vorzugszollsätzen im
Warenverkehr zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und Österreich (27.

IDG-Verordnung — 27. IDG-V)

Auf Grund des § 15 Abs. 2 des Integrations-
Durchführungsgesetzes 1988, BGBl. Nr. 623/1987,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 319/1992, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen und dem Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft verordnet:

§ 1. (1) Zur Inanspruchnahme des Vorzugszoll-
satzes für Einfuhren von Frucht- und Gemüsesäften
der Nummer 2009 des Zolltarifs mit Ursprung in der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gemäß der
Vereinbarung zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der Republik Österreich
über gegenseitige Zollkontingente für Frucht- und
Gemüsesäfte, Anhang II des Abkommens in Form
eines Briefwechsels zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Öster-
reich über bestimmte die Landwirtschaft betreffende
Vereinbarungen vom 2. Mai 1992, BGBl. Nr. 390/
1993, in Verbindung mit dem Abkommen in Form
eines Briefwechsels zwischen der Republik Öster-
reich und der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft auf dem Gebiet der Landwirtschaft vom
17. März 1993, BGBl. Nr. 391/1993, sind Kontin-
gentscheine erforderlich.

(2) Die Höhe des zu verteilenden Gesamtkontin-
gentes beträgt 7 100 t.

Antragstellung

§ 2. (1) Anträge auf Erteilung eines Kontingent-
scheines sind schriftlich unter Verwendung des
hiefür amtlich festgelegten Musters beim Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Angelegenheiten, Sek-
tion II, 1030 Wien, Landstraßer Haupt-
straße 55—57, einzubringen.

(2) Der Antrag hat alle für die Beurteilung
erforderlichen Angaben zu enthalten, insbesondere:

1. Name, Firma und Wohnsitz bzw. Sitz des
Antragstellers;

2. genaue Warenbezeichnung;
3. Unternummer des österreichischen Zolltarifs;
4. Ursprungsland;
5. Mengenangabe in Tonnen und
6. Höhe der tatsächlichen Einfuhren im Kalen-

derjahr 1992.

(3) Die Höhe der tatsächlichen Einfuhren ist
durch Verzollungsunterlagen nachzuweisen.

Kontingentverteilung

§ 3. (1) Die Vergabe von Kontingentscheinen ist
auf der Grundlage sämtlicher ordnungsgemäßen
und vollständigen Anträge, die dem Bundesministe-



3034 147. Stück — Ausgegeben am 22. Juni 1993 — Nr. 394

rium für wirtschaftliche Angelegenheiten innerhalb
von zwei Wochen ab Inkrafttreten dieser Verord-
nung vorliegen, vorzunehmen.

(2) Antragstellern, die im Kalenderjahr 1992
Frucht- oder Gemüsesäfte der Nummer 2009 des
Zolltarifs aus Mitgliedstaaten der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft eingeführt haben, sind
über Antrag 90 vH des Kontingents zuzuteilen.

(3) Für Antragsteller ohne Vorbezüge sind 10 vH
des Kontingents vorbehalten.

§ 4. (1) Liegen mehrere Anträge eines Antragstel-
lers vor, so gelten sie für die Verteilung als ein
Antrag. Findet die in den Anträgen nach § 3
enthaltene Gesamtmenge in dem jeweiligen Kontin-
gentanteil Deckung, sind sämtliche Anträge in voller
Höhe zu befriedigen.

(2) Der Kontingentanteil eines Antragstellers
gemäß § 3 Abs. 2 ist mit jenem Hundertsatz
festzusetzen, der sich aus seinem Anteil an den
gesamten Einfuhren von Frucht- und Gemüsesäften
der Nummer 2009 des Zolltarifs aus Mitgliedstaaten
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft im Jahre
1992 ergibt. Anträge, deren Menge unter dem so
errechneten Hundeitsatz liegt, sind voll zu
befriedigen.

(3) Übersteigt die in den Anträgen nach § 3 Abs. 3
enthaltene Gesamtmenge die Höhe des Kontingent-
anteils gemäß § 3 Abs. 3, so ist dieser Kontingentan-
teil durch die Zahl der Anträge zu dividieren.
Sodann sind jene Anträge, deren Wert den sich nach
dem ersten Satz ergebenden Quotienten nicht
überschreitet, in voller Höhe zu befriedigen. Der
verbleibende Rest dieses Kontingentanteils ist
neuerlich durch die Zahl der verbleibenden Anträge
zu dividieren und Anträge, die in dem sich so
ergebenden Quotienten Deckung finden, sind zu
befriedigen. Überschreiten schließlich sämtliche
Anträge den Quotienten, so ist der Rest des
Kontingentanteils auf sämtliche Anträge in gleicher
Höhe aufzuteilen.

(4) Ist ein Kontingentanteil auf Grund der
erstmaligen Verteilung nach den Absätzen 1 bis 3
nicht erschöpft, werden ab einem vier Wochen nach
dem Wirksamwerden der Verordnung liegenden
Zeitpunkt einlangende Anträge ohne Rücksicht
darauf, ob der Antragsteller im Jahre 1992
Einfuhren getätigt hat oder nicht, nach Maßgabe
des Datums ihres Einlangens berücksichtigt, bis das
Kontingent erschöpft ist. Liegen mehrere Anträge
vor, die am gleichen Tag eingelangt sind und die
zusammen den noch nicht zugeteilten Rest des
Kontingentanteils übersteigen, so ist dieser Rest
nach Maßgabe der Bestimmungen des Abs. 3 auf die
Antragsteller aufzuteilen.

Kontingentscheinverfahren
§ 5. (1) Über die gemäß den §§ 3 bis 5 zugeteilten

Kontingentmengen sind vom Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten Kontingentscheine
auszustellen.

(2) Der Kontingentschein hat zu enthalten :
1. die Warenbezeichnung,
2. die Unternummer des österreichischen Zollta-

rifs,
3. die bewilligte Menge in Tonnen und
4. die Gültigkeitsdauer.

(3) Kontingentscheine sind zu befristen. Sie sind
mit Auflagen und Bedingungen zu verbinden, wenn
dies zur Einhaltung völkerrechtlicher Vereinbarun-
gen oder zur Vermeidung von Schäden für die
Volkswirtschaft erforderlich ist.

(4) Kontingentscheine (§ 6) sind nach Ausnüt-
zung oder nach Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer oder
bei einer Betriebseinstellung unverzüglich, späte-
stens innerhalb von zwei Wochen, vom Antragstel-
ler dem Bundesministerium für wirtschaftliche
Angelegenheiten vorzulegen.

Vorlage der Kontingentscheine beim Abfertigungs-
zollamt

§ 6. Im Rahmen der den Zollämtern vorgelegten
Kontingentscheine ist der Vorzugszollsatz bei der
Zollbemessung anzuwenden. Der Kontingentschein
muß in dem nach den zollgesetzlichen Vorschriften
für die Anwendung der zolltarifarischen Bestim-
mungen maßgebenden Zeitpunkt gültig sein.

§ 7. (1) Einen Anspruch auf Anwendung des
Vorzugszollsatzes hat der Empfänger des Kontin-
gentscheines nur, wenn er Empfänger im Sinne der
zollrechtlichen Vorschriften ist.

(2) Der Vorzugszollsatz gemäß dem in § 1
genannten Abkommen gilt nur für die auf Grund
von Kontingentscheinen bewilligten Mengen; eine
Überschreitung dieser Mengen ist unzulässig.

(3) Kontingentscheine sind nicht übertragbar.

Außerkrafttreten

§ 8. Diese Verordnung tritt mit 31. Dezember
1993 außer Kraft.

Schüssel

3 9 4 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft über die Verwaltung
von Kontingenten zur Erlangung von Vorzugs-
zollsätzen für bestimmte Fleisch- und Wurstwa-
ren im Warenverkehr zwischen der Republik
Österreich und der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (28. IDG-Verordnung —

28. IDG-V)

Auf Grund des § 15 Abs. 3 des Integrations-
Durchführungsgesetzes 1988, BGBl. Nr. 623/1987,
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zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 319/1992, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen verordnet:

§ 1. Für die Einfuhr von in der Anlage
angeführten Fleisch- und Wurstwaren wird zur
Inanspruchnahme eines Vorzugszollsatzes gemäß
dem Anhang IV zum bilateralen Abkommen in
Form eines Briefwechsels zwischen der Republik
Österreich und der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft über bestimmte die Landwirtschaft
betreffende Vereinbarungen vom 2. Mai 1992,
BGBl. Nr. 390/1993, in Verbindung mit dem

Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen
der Republik Österreich und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft auf dem Gebiet der
Landwirtschaft vom 17. März 1993, BGBl.
Nr. 391/1993, die Vergabe der Kontingente nach
der zeitlichen Reihenfolge der Beantragung festge-
legt.

§ 2. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem
in § 1 genannten Abkommen vom 17. März 1993,
BGBl. Nr. 391/1993, in Kraft.

Fischler

Anlage

395. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft über die Verwaltung
von Kontingenten und Ausstellung von Kontin-
gentscheinen für bestimmte Weine zur Erlan-
gung von Vorzugszollsätzen im Warenverkehr
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-

schaft und Österreich
(29. IDG-Verordnung — 29. IDG-V)

Auf Grund des § 15 Abs. 2 des Integrations-
Durchführungsgesetzes 1988, BGBl. Nr. 623/1987,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz, BGBl.
Nr. 319/1992, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen und dem Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Angelegenheiten verordnet:

§ 1. Zur Inanspruchnahme der Vorzugszollsätze
für die Einfuhr von in der Anlage angeführten
Weinen mit Ursprung in der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft gemäß dem Anhang III des
Abkommens in Form eines Briefwechsels zwischen
der Republik Österreich und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft über bestimmte die Land-
wirtschaft betreffende Vereinbarungen vom 2. Mai
1992, BGBl. Nr. 390/1993, in Verbindung mit dem
Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen

der Republik Österreich und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft auf dem Gebiete der
Landwirtschaft vom 17. März 1993, BGBl.
Nr. 391/1993, sind Kontingentscheine erforderlich.

Antragstellung

§ 2. (1) Anträge auf Erteilung eines Kontingent-
scheines für die in der Anlage genannten Kontin-
gente sind schriftlich unter Verwendung des hiefür
amtlich aufgelegten Musters beim Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft, 1012 Wien,
Stubenring 1, einzubringen.

(2) Der Antrag hat alle für die Beurteilung
erforderlichen Angaben zu enthalten:

a) Namen, Firma und Wohnsitz bzw. Sitz des
Antragstellers;

b) Warenbezeichnung, die so zu erfolgen hat,
daß eine zweifelsfreie Zuordnung zum jeweils
vorgesehenen Kontingent möglich ist;

c) Unternummer des österreichischen Zolltarifs;
d) Mengenangabe in Litern.

(3) Anträge von Antragstellern mit Vorbezügen
gemäß § 3 Abs. 2 sind bis spätestens 3 Monate vor
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Ende des laufenden Kontingentzeitraumes einzu-
bringen, wenn die Vorbezüge gemäß § 3 Abs. 2
Berücksichtigung finden sollen.

Kontingentverteilung

§ 3. (1) Als Kontingentzeitraum gilt ein Kalen-
derjahr. Für die Zeit vom Inkrafttreten bis
31. Dezember 1993 gilt Nummer 10 der Vereinba-
rung, Anhang III, des genannten Abkommens,
vermindert um jenen Anteil an Qualitätsweinen
bestimmter Anbaugebiete (b. A.) bzw. Qualitäts-
schaumweinen bestimmter Anbaugebiete (b. A.), die
gemäß der Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 16. Dezember 1988
über die Verwaltung von Kontingenten und
Ausstellung von Kontingentscheinen für Qualitäts-
weine und Qualitätsschaumweine bestimmter An-
baugebiete zur Erlangung von Vorzugszollsätzen
im Warenverkehr zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und Österreich, BGBl.
Nr. 718/1988, in der Fassung BGBl. Nr. 402/1992,
zwischen dem Inkrafttreten dieser Verordnung und
dem 30. Juni 1993 freigegeben wurden.

(2) Antragstellern, die im Wirtschaftsjahr
1991/92 (1. Juli 1991 bis 30. Juni 1992) Qualitäts-
weine bestimmter Anbaugebiete sowie Retsina und
Qualitätsschaumweine bestimmter Anbaugebiete
aus Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft eingeführt haben (Vorbezüge), sind
über Antrag aus den für den Zeitraum ab
Inkrafttreten dieser Verordnung bis 31. Dezember
1993 zur Verfügung stehenden Kontingenten
Kontingentscheine gemäß Abs. 3 und 4 auf der
Grundlage der nachweislich getätigten Einfuhren
von Weinen der genannten Art aus Mitgliedstaaten
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (Vorbe-
züge) auszustellen. Für den dem 31. Dezember 1993
folgenden Kontingentzeitraum (1. Jänner 1994 bis
31. Dezember 1994) sind die von den Antragstellern
nachweislich getätigten Einfuhren (Vorbezüge) von
den in Nummer 1 und 3 der genannten Vereinba-
rung unterliegenden Weinen aus Mitgliedstaaten
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft des
Berechnungszeitraumes 1. Juli 1992 bis 31. Dezem-
ber 1993 unter Heranziehung der Abs. 3 und 4
maßgebend. Ab 1. Jänner 1995 werden die jeweils
im vorangegangenen Kalenderjahr nachweislich
getätigten Einfuhren der genannten Weine zur
Berechnung herangezogen.

(3) Findet die Summe aller in den jeweils
relevanten Bezugszeiträumen nachweislich getätig-
ten Einfuhren der in Abs. 2 genannten Weine in den
vorgesehenen Kontingenten Deckung, sind den
Antragstellern mit Vorbezügen Kontingentscheine
jeweils in der Höhe ihrer Vorbezüge auszustellen.

(4) Sind die Kontingente auf Grund der
erstmaligen Verteilung nicht erschöpft, werden über
Antrag die Firmenquoten von Antragstellern mit

Vorbezügen im Verhältnis der Gesamtvorbezüge
zum Gesamtkontingent aufgestockt, sofern die
Ausnützung der Erstzuteilung nachgewiesen wird.

(5) Übersteigt die Summe aller in den jeweils
relevanten Bezugszeiträumen nachweislich getätig-
ten Einfuhren der in Abs. 2 genannten Weine die für
die jeweiligen Kontingentzeiträume vorgesehenen
Kontingente, werden die für die Kontingentvertei-
lung maßgeblichen Vorbezüge gemäß Abs. 2
verhältnismäßig in jenem Ausmaß gekürzt, in dem
die Summe der jeweiligen Vorbezüge gemäß Abs. 2
die vorgesehenen Kontingente übersteigen.

§ 4. (1) Für Antragsteller ohne Vorbezüge sind
3 vH des Kontingentes für Q u a l i t ä t s w e i n e
b. A. und Retsina bzw. 5 vH des Kontingentes für
Q u a l i t ä t s s c h a u m w e i n e b. A. gemäß der in
Nummer 1 bzw. 3 der genannten Verordnung des
jeweiligen Kontingentzeitraumes vorbehalten.

(2) Die für den Zeitraum ab Inkrafttreten dieser
Verordnung bis 31. Dezember 1993 vorgesehenen
Kontingente gemäß Abs. 1 sind auf der Grundlage
aller innerhalb von sechs Wochen ab Inkrafttreten
dieser Verordnung vorliegenden Anträge der
Antragsteller ohne Vorbezüge zu verteilen. Für die
dem 31. Dezember 1993 folgenden Kontingentzeit-
räume sind die gemäß Abs. 1 vorgesehenen
Kontingentteile auf der Grundlage aller Anträge
von Antragstellern ohne Vorbezüge, die jeweils am
15. Februar eines Kalenderjahrs vorliegen, zu
verteilen.

(3) Findet die Gesamtmenge aller Anträge in den
nach Abs. 1 vorbehaltenen Kontingentteilen Dek-
kung, sind für sämtliche Anträge Kontingentscheine
in der beantragten Höhe auszustellen.

(4) Übersteigt die Gesamtmenge der Anträge die
nach Abs. 1 vorbehaltenen Kontingentteile, sind die
Kontingentteile durch die Zahl der Anträge zu
dividieren. Sodann sind für jene Anträge, deren
Höhe den sich nach dem ersten Satz ergebenden
Quotienten nicht überschreiten, in voller Höhe
Kontingentscheine auszustellen. Die verbleibenden
Kontingentteile sind neuerlich durch die Zahl der
verbleibenden Anträge zu dividieren; für Anträge,
die in dem sich ergebenden Quotienten Deckung
finden, sind in voller Höhe Kontingentscheine
auszustellen. Übersteigen schließlich sämtliche
Anträge den Quotienten, so sind die verbleibenden
Kontingentteile auf sämtliche Anträge in gleicher
Höhe aufzuteilen.

(5) Sind die Kontingentteile auf Grund der
erstmaligen Verteilung nach Abs. 3 und 4 nicht
erschöpft, werden die nach sechs Wochen nach
Inkrafttreten dieser Verordnung bzw. dem 15. Fe-
bruar des jeweiligen Kontingentzeitraumes einlan-
gende Anträge von Antragstellern ohne Vorbezü-
gen nach Maßgabe des Datums ihres Einlangens
berücksichtigt, bis die Kontingente erschöpft sind.
Liegen mehrere Anträge vor, die am gleichen Tage
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eingelangt sind und die zusammen den noch nicht
zugeteilten Rest der Kontingentteile übersteigen, ist
dieser Rest nach Maßgabe der Bestimmungen des
Abs. 4 auf die Antragsteller aufzuteilen.

§ 5. (1) Liegen mehrere Anträge eines Antragstel-
lers vor, die Waren des gleichen Kontingentes (§ 3)
bzw. Kontingentteiles (§ 4) zum Gegenstand haben,
gelten sie für die Verteilung des betreffenden
Kontingentes bzw. Kontingentteiles als ein Antrag.

(2) Kontingentscheine sind nach Ausnützung
oder nach Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer oder bei
einer Betriebseinstellung unverzüglich, spätestens
innerhalb von zwei Wochen, vom Antragsteller dem
ausstellenden Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft vorzulegen.

(3) Wird auf Grund der rückgelangten Kontin-
gentscheine festgestellt, daß diese ganz oder
teilweise nicht ausgenützt wurden, ist die nicht
ausgenützte Menge den verbliebenen Kontingentre-
sten zuzuweisen und nach Maßgabe des § 4 Abs. 5
zur Verteilung zu bringen.

(4) Werden Teile der Kontingente, die für
Antragsteller mit Vorbezügen gemäß § 3 Abs. 2
reserviert waren, bis drei Monate vor Ende des
jeweiligen Kontingentzeitraumes nicht geltend
gemacht, sind die allenfalls sich daraus ergebenden
Kontingentreste gemäß § 4 Abs. 5 zu verteilen.

Kontingentscheinverfahren

§ 6. (1) Über die gemäß den vorstehenden §§ 3 bis
5 zugeteilten Kontingentmengen sind vom Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft Kontingent-
scheine auszustellen.

(2) Der Kontingentschein hat
a) die Warenbezeichnung,
b) die Unternummer des österreichischen Zollta-

rifs,
c) die bewilligte Menge in Litern und
d) die Gültigkeitsdauer

zu enthalten.

(3) Kontingentscheine sind zu befristen und
können mit Auflagen und Bedingungen verbunden
werden.

Vorlage der Kontingentscheine beim
Abfertigungszollamt

§ 7. (1) Im Rahmen der den Zollämtern
vorgelegten Kontingentscheine ist der Vorzugszoll-
satz bei der Zollbemessung anzuwenden. Der
Kontingentschein muß in dem nach den zollgesetz-
lichen Vorschriften für die Anwendung der
zolltarifarischen Bestimmungen maßgebenden Zeit-
punkt gültig sein.

(2) Durch die Vorlage des Kontingentscheines
werden andere Abfertigungserfordernisse, die sich
aus dem im § 1 genannten Abkommen ergeben,
nicht berührt.

§ 8. (1) Einen Anspruch auf Anwendung der
Vorzugszollsätze hat der aus dem Kontingentschein
Berechtigte nur, wenn er Empfänger im Sinne der
zollrechtlichen Vorschriften ist.

(2) Vorzugszollsätze gemäß dem im § 1 genann-
ten Abkommen gelten nur für die auf Grund von
Kontingentscheinen bewilligten Mengen; eine
Überschreitung dieser Mengen ist unzulässig.

(3) Kontingentscheine sind nicht übertragbar.

Inkrafttreten

§ 9. Diese Verordnung tritt am selben Tag wie das
in § 1 genannte Abkommen vom 17. März 1993,
BGBl. Nr. 391/1993, in Kraft.

§ 10. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die 6. IDG-Verordnung, BGBl. Nr. 718/1988,
zuletzt geändert durch die 14. IDG-Verordnung,
BGBl. Nr. 403/1992, außer Kraft.

Fischler

Anlage
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